
fluß ausüben zu kön-
nen. Hier ergab sich 
für die nationale Op-
position ein weiterer 
Ansatz: Sie forderte, 
die Werften zurück 

in deutsche Hände zu führen, was 
nichts anderes bedeutet, als daß 
sich der Staat und/oder das Land 
an den Betrieben beteiligen oder 
diese vergesellschaftet werden. 
So läßt es das Grundgesetz im üb-
rigen zu. Reif ist die Zeit auch für 
einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuß, um so die Rolle 
des Landes beim Werftennabsturz 
in M-V aufzuklären.  

Eine zwielichtige Rolle spielte 
die Gewerkschaft IG Metall. Ihre 
Vertreter sitzen im Gläubigeraus-
schuß der Nordic-Yards-Werften 
und haben zu allem ja und amen 
gesagt, um jetzt mit Forderungen 
wie z. B. nach einer Landesbe-
teiligung an den Werften auf die 
Pauke zu hauen.  

Von der Werftenmisere profi-
tiert derzeit neben dem Insolven-
zverwalter (soll 3,5 Millionen 
für seine Tätigkeit erhalten) nur 
noch das Land. Dessen Forde-
rungen waren im Grundbuch 
gesichert und flossen inzwischen 
zurück – dasselbe Land, das jetzt 
zynischerweise die Transferge-
sellschaften in Warnemünde und 
Wismar nicht über den 31. März 
hinaus zu verlängern gedenkt.  

Aus für Schiffbau?
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Die traditionsreiche War-
now-Werft steht kurz vor dem 
Aus. Dort, wo jahrzehntelang 
der Schiffbau den Rhythmus 
bestimmte, könnte zumindest 
mittelfristig ein Luxusareal mit 
Marina und Wohnungen für rei-
che Russen entstehen. Soweit die 
Nachrichten aus Moskau. 

Fest steht, daß dem aktuellen 
Kaufvertrag zufolge der neue 
Eigner sämtliche Patente und 
Konstruktionsunterlagen erhielt. 
Vermutlich steht uns ein Techno-
logieexport in großem Stile nach 
Rußland bevor.  

Fest steht auch, daß es seit Fe-
bruar 2008 keine neuen Aufträ-
ge mehr gab. Weder Jussufow, 
dem derzeitigen Eigner, noch 
seinem Vorgänger Burlakow ge-
lang es, hier erfolgreich zu sein, 
wobei sich die Frage ergibt, ob 
die Herren so etwas überhaupt 
wollen. Burlakow beispielweise 
hatte es beizeiten geschafft, sich 
in Rußland, wo er sich ebenso 
erfolglos im Flugzeugbau ver-
suchte, einen denkbar schlechten 
Leumund zu erwerben. Grund: 
undurchsichtige Finanztransak-
tionen. 

Die NPD-Landtagsfraktion 
wies darauf bereits vor einem 
Jahr hin. Sie forderte von der 
Landesregierung, einmal näher 
zu erklären, worin die Gründe 
für die Auftragsmisere beste-
hen. Des weiteren sollten die 
Regierenden erläutern, welche 
Erkenntnisse sie zur Struktur der 
damaligen Wadan Yards GmbH 
unter Einschluß der Investment-
Gesellschaft FLC West besitzen. 
Ein Konzept zur Akquise neuer 
Aufträge war ein weiterer Punkt  
in dem Vorstoß.  

Die Regierung warf der An-
tragstellerin seinerzeit vor, dem 
Industriestandort M-V zu scha-
den (!). Burlakow sitzt mittler-
weile in Moskauer U-Haft. Der 
Vorwurf: Abzweigung von Geld-
ern aus einer staatlichen Firma. 
Die Landesregierung muß sich 
den Vorwurf gefallen lassen, bei 
Burlakow nie so recht auf den 
Busch geklopft zu haben. Welche 
Referenzen konnte er vorweisen? 
Wurde der Mann auf Geldwäsche 
überprüft? Fehlanzeige, steht zu 
vermuten. Statt dessen steckte 
die konzeptionslose rot-schwarze 
Regierung Million um Million in 
die Werften, ohne direkten Ein-

• Kurz und Knapp

Gesundheit: Birnen aus der 
Türkei werden jetzt von der 
Lebensmittelüberwachung ver-
stärkt auf ihren Amitraz-Gehalt 
hin kontrolliert. Als Arzneistoff 
findet Amitraz in der Tierme-
dizin Anwendung; als insek-
tizider Wirkstoff befindet er 
sich in Pflanzenschutzmitteln, 
die gegen Birnblattsauger ein-
gesetzt werden. Für bewußte 
Zeitgenossen lautet das Motto 
ohnehin „Regional ist erste 
Wahl“ – auch bei Birnen. 

Verwaltung: In voraus-
eilendem Gehorsam hat die 
Stadtverwaltung bereits die 
Mietverträge für die Ortsämter 
Evershagen und Lütten Klein im 
März bzw. Mai 2010 gekündigt. 
Dies geschah, obwohl noch gar 
kein Ausweichobjekt zur Verfü-
gung steht. So plant man nun zu-
nächst, das Ortsamt Evershagen 
in die Räumlichkeiten des Orts-
amtes Lütten Klein zu verlagern. 
Darüberhinaus soll künftig auch 
die Anzahl der Ortsämter redu-
ziert werden, um Kosten einzu-
sparen.

Jubiläum: Jeder Hanse-
städter hat ihn schon einmal 
gesehen. Michael Tryanowski, 
der wohl beliebteste Straßen-
musikant Rostocks, wurde im 
Dezember 90 Jahre.  Darum 
wollen auch wir diesem sym-
pathischen Markenzeichen Ro-
stocks, meist mit Akkordeon 
und Schiffermütze ausgerüstet, 
nachträglich gratulieren und 
noch viele weitere Jahre bei 
bester Gesundheit wünschen. 
Zum Geburtstag gab es übri-
gens ein neues Akkordeon.

Anlagen der ehemals volkseigenen Warnow-Werft.



Die Krise ist vorüber!“ – „Die 
Konjunktur setzt bald wieder 
ein!“ – „Die Renten sind abso-
lut sicher!“ 

Tagtäglich bombardieren uns 
die gleichgeschalteten Medien 
mit den Durchhalteparolen des 
Systems. Der ehe-
malige Reichspropa-
gandaminister hätte 
alles Recht, stolz zu 
sein auf seine Nach-
eiferer. Doch anders 
als 1945 geht es heute nicht da-
rum, den Durchhaltewillen des 
Volkes in seiner größten Not zu 
stärken, sondern nur noch um 
Betäubung der Massen. 

Mit großer Hoffnung blickten 
die Menschen im Land vor zwan-
zig Jahren in die Zukunft. Gerade 
erst waren vierzig Jahre Besat-
zungszeit und kommunistische 
Willkürherrschaft durch den 
friedlichen Aufstand des Volkes 
hinweggefegt worden. 

Doch der Aufbruch, der zu-
nächst mit blumigen Verspre-
chungen von „blühenden Land-
schaften“ begann, sollte sich nur 
allzu rasch als Verlust des Ar-
beitsplatzes, Perspektivlosigkeit 
und Abwanderung einer ganzen 
jungen Generation herausstel-
len. Die Demokraten haben in 
unserem Landstrich mehr Unheil 
und Zerstörung angerichtet als 
jemals zuvor seit dem Ende des 
Dreißigjährigen Krieges. 

Doch wie sieht es bundesweit 
aus? Lange vergessen ist der Aus-
spruch „Die Renten sind sicher“. 
Die bevorstehende totale Über-
alterung wirft bereits jetzt ihre 
Schatten voraus. Immer weniger 
junge müssen immer mehr ältere, 
oftmals kinderlose Menschen er-
nähren. Ob sie selbst einmal eine 
Rente ausgezahlt bekommen, ist 
ungewiß. So begnügt man sich 
mit fortwährendem Umverteilen 
von Schuldenbergen, statt endlich 
eine gesunde Familienpolitik, die 
einzig ursächliche Lösung des 
Problems, zu betreiben. 

Einerseits erhöht sich das Ren-
teneintrittsalter immer weiter und 
andererseits finden viele junge 

Menschen keine Arbeit im Land. 
Ein Irrsinn, über den man wohl 
zynisch lachen könnte, wenn es 
nicht um die Zukunft und das 
Überleben eines ganzen Volkes 
ginge. Auch sonst ist das einst-
mals vorbildliche Sozialsystem 
bald am Ende. Immer höhere 

Beiträge werden den verbliebe-
nen Arbeitern und Angestellten 
auferlegt, für die sie immer weni-
ger Leistung zu erwarten haben. 
Steuern und Abgaben machen 
bald über 50 % des Lohns aus, 
den Arbeitgeberanteil noch nicht 
einmal eingerechnet. 

Dafür alimentieren wir über 15 
Millionen Ausländer im Land, 
rund die Hälfte davon mittler-
weile mit deutschem Paß. Wir 
schauen mit Hoffnung auf das 
Minarett-Verbot in der Schweiz, 
aber die tickende Zeitbombe von 
vier Millio- nen Moslems 
lassen wir außer acht! 

„Nie wie- der Krieg von 
deutschem B o d e n “ , 
mahnte uns die ältere 
Generation. Tatsächlich 
stehen un- sere Soldaten 
über drei Kontinente 
ver te i l t , i m m e r 
w i e d e r i n 
bewaffnete 
K o n f l i k t e 
verwickelt . 
In Afgha-
nistan herrscht 
de facto Krieg 
– und unseren 
G e f a l l e n e n 
wird selbst die 
letzte Ehre 
verweigert. 
Auch das 
Jahr 2010 
wird hier 
keine Bes-
serung brin-
gen, vielleicht 
kämpfen deut-
sche Truppen bald 
im Irak, Iran oder 
Nordkorea 
– auch 

der Kongo oder Jemen sind 
mögliche Einsatzgebiete. Der 
Kadavergehorsam an der Seite 
von USA und NATO führt uns 
immer weiter in den Abgrund. 
Von eingeschränkter Presse- und 
Meinungsfreiheit in China pala-
vert die Kanzlerin. In der Bun-

desrepublik sind zehntausende 
Bücher, Filme und Lieder verbo-
ten. Hunderte Dissidenten erhal-
ten Freiheitsstrafen wegen Mei-
nungsdelikten. Der bekannteste, 
Horst Mahler, wird insgesamt 11 
¾ Jahre hinter Gittern verbrin-
gen. Eine allumfassende Gut-
menschenmafia, bestehend aus 
Zentralrat und gesellschaftlich 
relevanten Gruppen, verhängt 
Meinungs- und Denkverbote. Bei 
einer unbedachten Äußerung dro-
hen Verlust des Arbeitsplatzes, 
gesellschaftliche Isolation und 
der wirtschaftliche Ruin. 

Auch das (noch) freie Internet 
wird zunehmend kontrolliert und 
unter dem Vorwand der Bekämp-
fung von Kinderpornographie 
eingeschränkt. Statt Höchststra-
fen für Triebtäter durchzusetzen, 
werden Sperrlisten und Zensur 
eingerichtet. 

In diesem Sinne ließe 
sich noch seitenlang 

fortfahren: ausufernde 
Bildungsmisere, gras-
sierende Grenzkrimi-
nalität, Verkürzung 

der Wehrpflicht auf 
sechs Monate, 
sinnlose und 
ausufernde EU-
Bürokratie, die 
gesche i te r te 
Klimakonfe-

renz in Kopen-
hagen, Milliar-
denprofite für 
spekulierende 
Banker, Zer-
störung von 
Volkswi r t -

s c h a f t e n 
durch glo-

bale Fi-

nanz-Heuschrecken, usw. usf. 

Laut einer repräsentativen Um-
frage der Bertelsmann-Stiftung 
haben bereits 70 % der Deut-
schen das Vertrauen in die Poli-
tik weitgehend verloren. Auch 
die soziale Marktwirtschaft wird 

längst nicht mehr so 
positiv wahrgenom-
men. Eine Lösung 
der Probleme ist den 
etablierten Parteien 
nicht zuzutrauen. 

Das System bröckelt..Zeitgleich 
ermöglicht das 21. Jahrhundert 
eine schier unglaubliche Zunah-
me an Mobilität und Informati-
on. Neue Technologien eröffnen 
Möglichkeiten, die vor ein paar 
Jahren noch undenkbar waren. 
Als Beispiel seien hier nur rege-
nerative Energieformen oder die 
globale Verfügbarkeit von Wis-
sen genannt. 

Immer lauter tönt der Ruf nach 
Umsetzung alternativer Kon-
zepte, die zwar langfristig we-
niger Rendite, aber dafür echte 
Lösungen bieten. In Leipzig wird 
zum Beispiel zur Stärkung einer 
strukturschwachen Region eine 
Regionalwährung nach Schwei-
zer Vorbild eingeführt. 

In den Vereinigten Staaten 
sind Gesetzesentwürfe online 
verfügbar und können von Fach-
leuten verbessert werden.Die 
repräsentative Demokratie nebst 
Parlamentarismus ist heute weit-
gehend handlungsunfähig. Eine 
abgehobene Kaste von Berufspo-
litikern bereichert sich in nie ge-
kanntem Maße. Langfristige Po-
litik, tatkräftige Reformen sowie 
Transparenz und Mitbestimmung 
kann es in solch einem System 
nicht geben. 

Darum, liebe Landsleute, weh-
ren wir uns gemeinsam gegen 
diese Diktatur der Demokraten, 
gegen unmenschliche Verskla-
vung durch den Raubtierkapita-
lismus, Hartz IV-Erpressung und 
Tyrannei! Jede Stimme zählt. 
Krempeln wir die Ärmel hoch 
und handeln endlich! 

Die Parole lautet: 
Vorwärts 2010!

20 Jahre sind genug!
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Zwischen Herbst 2008 und Juli 
2009 wurden in der Hansestadt 
Rostock vier PKW abgefackelt. 
In allen Fällen handelte es sich 
um Fahrzeuge von Zeitgenossen, 
deren „Verbrechen“ aus Sicht der 
Täter darin besteht, eine natio-
nale Einstellung zu haben. 

Im Juni 2007 eröffnete in der 
Doberaner Straße ein Beklei-
dungsgeschäft, mit dem sich jun-
ge Leute eine Existenz aufgebaut 
haben. Auch hier haben militante 
Linksautonome, die von der noch 
am Ruder befindlichen Politiker-
kaste verführt wurden, schon 
kräftig gezündelt. 

Trotz der medialen Verharmlo-
sung wird auch in Rostock mehr 
und mehr Menschen bewußt, 

Das Thema „Kosten der Zu-
wanderung“ beschäftigt neben 
Nationalisten und Konservativen 
auch Menschen, die diesen Kräf-
ten (noch) ablehnend gegenüber-
stehen. Interessiert an Datenma-
terial sind aber auch sie. 

Ohnehin klamme Städte und 
Landkreise müssen immer mehr 
Volksfremde aufnehmen, wozu 
sie teilweise Regelungen des 
Bundes verpflichten. Auf Anfra-
gen von Abgeordneten reagieren 
die meisten Stadtoberen pikiert, 
ausweichend oder gar ablehnend. 
Für Verwaltungen soll es sogar 
Anweisungen geben, entspre-
chende Daten wie Geheimwissen 
zu behandeln. 

Anfrage des Rostocker NPD-
Stadtvertreters David Petereit 

Der Rostocker NPD-Stadt-
verordnete David Petereit unter-
nahm dennoch den Versuch, für 
die Öffentlichkeit entsprechendes 
Datenmaterial zugänglich zu 
machen. Er erkundigte sich un-
ter anderem nach der Höhe der 

Mittel, die Rostock für die sozi-
ale Beratung, Betreuung und für 
die soziale Projektarbeit zugun-
sten von „Personen mit Migrati-
onshintergrund“ zur Verfügung 
stellt. Weiter wollte Petereit wis-
sen, wie hoch die finanziellen 
Belastungen für die Hansestadt 
durch Zahlungen von direkten 
Sozialleistungen und Unterbrin-
gungskosten an genannten Per-
sonenkreis sind. 

Sozialsenatorin wand sich 
wie Aal 

Die Anfrage fiel in den Zustän-
digkeitsbereich der Sozialsena-
torin Dr. Liane 
Melzer (SPD). 
Nach zweifacher 
Fristverlänge-
rung zur Be-
an twor tung 
der Fragen 
zeigte sich 
die aus 
Hamburg 
s t a m -
m e n d e 
Juristin 

von 2001 bis 2008 im sozialen 
Brennpunkt Hamburg-Altona als 
Sozialdezernentin tätig war.

Praxis wie in der Ex-DDR 

Allem Anschein nach liegt 
Material vor, um die Anfrage zu 
beantworten, doch hält es die So-
zialsenatorin für angebracht, die 
Daten der Öffentlichkeit vorzu-
enthalten. 

Das Zahlenmaterial dürfte also 
Brisanz bergen, so daß dieses bei 
Veröffentlichung – um in Frau 
Dr. Melzers Wortwahl zu bleiben 
- „dazu geeignet“ wäre, den so-
zialen Frieden zu stören, weil es 
wahrscheinlich noch mehr Men-
schen aufwachen läßt. 

Diese Praxis erinnert an die der 
untergegangenen DDR. Auch 

deren Verantwortliche hatten 
unbequeme Sachverhalte 
mit dem Vermerk „Streng 
vertraulich!“ versehen 
und die politisch-sozialen 

Folgen schlichtweg igno-
riert. Wie’s endete, wissen wir 
alle. Lassen sich gewisse Dinge 
doch nur über einen bestimmten 
Zeitraum unter den Teppich keh-
ren. – bis man drüber stolpert.

erwartungsgemäß von ihrer süß-
sauren Seite. 

Der Gesetzgeber habe die Ge-
währung von Sozialleistungen 
„nicht an die Herkunft“ der An-
tragsteller gebunden, sondern 
orientiere sich an „sachlichen 
und objektiven Kriterien“. Eine 
Unterscheidung der Leistungs-
empfänger im Sinne der Anfrage 
sei daher nicht möglich, erklärte 
Frau Melzer, um sich dann wie 
der Aal in der Reuse zu winden: 
„Gegen die Fragen bestehen im 
Übrigen rechtliche Bedenken, 
da die Fragestellung in ihrer Be-
antwortung geeignet ist, Folgen 
herzuleiten, die zu einer Diskri-
minierung des benannten Perso-
nenkreises führen können“, er-
klärt die SPD-Dame, die 

von wem 
in Wahrheit 
die Gewalt-
akte ausge-
hen. Es sind 
p e r s o n e l l e 
Zusammen-
hänge, die mit 
Steuergeldern 
fürstlich finan-
ziert werden und deren Sitz sich 
in „alternativen“ Jugend- und 
Wohnprojekten befindet.  Ab und 
an schlüpfen die linksextremi-
stischen Pyromanen auch unter 
das Dach so genannter Projekte 
„für Demokratie und Toleranz“, 
die ebenfalls aus Steuerzahlers 
Tasche finanziert werden und de-
ren Aufgabe darin besteht, einen 
Dauerwahlk(r)ampf gegen die 
nationale Opposition zu führen. 

Mit „Demokra-
tie“ und „Toleranz“ 
haben sie – lotet 
man ein wenig 
tiefer – allerdings 
nur wenig am 
Hut. Nennen sie 
doch ein Welt-
bild ihr eigen, 
das die Mensch-
heit nicht in 
geschicht l ich 
g e w a c h s e n e 

Völker und Nationen, 
sondern in „Bourgeoisie“ und 
„Proletariat“ einteilt. Die ent-
sprechenden Experimente haben 
vornehmlich in Mittel- und Ost-
europa zwischen 1917 und 1989 
etwa 100 Millionen Menschen 
mit dem Hab und Gut, der Ge-
sundheit und nicht zuletzt mit 
dem Leben bezahlt. 

Die Gönner des heutigen Stra-
ßenmobs sitzen – durch Diäten 

und andere Versorgungswerke 
gut „geölt“ – fett und feist in 
den Parlamenten und dabei in 
den Reihen der Blockparteien, 
angefangen bei den Linken und 
den Sozis über Liberale bis hin 
zu den angeblich konservativen 
Christdemokraten. 

Sie sorgen dafür, daß die 
Geldquellen für den „antifa-
schistischen“ Mob weiterhin 
sprudeln, um so vom eigenen 
Versagen auf der ganzen Linie 
abzulenken. Nutzen wird ihnen 
das nichts, erkennen doch immer 
mehr Zeitgenossen, wer für ihre 
Probleme in Wahrheit verant-
wortlich ist. Letztendlich bleibt 
ihnen nur die Wahl zwischen ei-
ner Kraft, die sich wirklich um 
die Belange des Volkes kümmert 
und jenem noch regierenden Par-
teienkartell, das für Ausverkauf, 
Steuergeldverschwendung, Cha-
os und Verelendung steht. 

Kostenfalle Zuwanderung

Irrweg „links“
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Weil alles, was er 
anfaßte, zu Gold wur-
de, mußte König Mi-
das der griechischen 
Sage nach verhungern 
– da man Gold nicht 
essen kann.

In Rostock wollte 
man ähnlich schlau 
sein und alles um den 
Volkssport Fußball he-
rum „zu Gold machen“. 
Selbst das Heimatstadion des FC 
Hansa, das Ostsseestadion trägt 
jetzt den Namen eines Go(e)ld-
Institutes. Ehedem mit Volkes 
Kraft in aufopferungsvollen, 
mehrhunderttausenden Stunden 
der Freizeit für das Volk errichtet, 
sollte es eine Sportstätte für den 
Breitensport sein.  Doch als die 
besseren Zeiten der blühenden 
Landschaften auch über die Ro-
stocker hereinbrachen, begann 
auch für das ehemalige Ostsee-
stadion eine neue Epoche.

Alles wurde schick und mo-
dern auf Fußball ausgerichtet, 
schließlich wollte man sich ja im 
neuen Bundesliga- und UEFA-
Himmel unter all die anderen 
Fußballgötter mischen. Allein in 
den Stadionneubau flossen ca. 55 
Mill. DM. Da muß schon die Fra-
ge erlaubt sein, wieviel seinerzeit 
in den eigenen Nachwuchs floß. 

Und doch ertönte weiterhin der 
Lockruf des Goldes. Ziemlich zur 
selben Zeit als man dachte, alles 
was man anfasse würde Gold in 
die ewig klamme Vereinskasse 
spülen, begann das innere Ver-
hungern.

Die Fans, das Lebensblut eines 
jeden Vereins mußten mit anse-
hen und mit erleiden, daß es eben 
nicht ausreicht alles zu vergol-
den, wenn die innere Substanz 
unter dem verführerisch schim-
mernden Lack tabstirbt. 

Doch was nutze der Protest 
von ca. 10.000 Fans des FC Han-
sa und vieler hundert Vereins-
mitglieder gegen die seelenlose 
Vergoldung  von Tradition und 
Substanz? OSTSEESTADION 
war nicht mehr gut genug – das 
mußte fortan DKB-Arena heißen. 
Daß eine DKB-Arena überall auf 
der Welt stehen kann und man 

doch nicht weiß wo sie steht, ist 
d a b e i egal, denn sie steht nur 

für die Kommerziali-
sierung des Sports.

Ein Ostseestadion 
dagegen steht für die 
Identifikation mit 
dem Heimatverein, 
mit der Region und 
der Bevölkerung die 
hier lebt. 

Die Midasse im 
Vorstand des FC 
Hansa hatten nur 

noch taube Ohren für den Puls-
schlag von unten. Sie hörten nur 
noch den Einflüsterungen der 
Goldmacher zu. Alles würde bes-
ser werden. Doch immer wenn 
die goldenen Pläne und Perso-
nalien dem Verein neue Lebens-
energie spenden sollten, wurde 
das Verhungern nur schlimmer. 
Und jedes Mal stellte sich die  
schöne Verheißung hinterher nur 
als wertloses Messing heraus – 
außer Spesen nichts gewesen, 
weiß der Volksmund.

Mittlerweile ist man immerhin 
dabei, sich zumindest wieder auf 
einen echten Wert zu besinnen, 
der das wahre Gold verkörpert – 
den eigenen Nachwuchs. Bringt 
der Verein die nötige Geduld 
auf und folgt er nicht den Verlo-
ckungen neuer „Midasse“, wird 
es auch im Ostseestadion über 
kurz oder lang wieder Spitzen-
fußball geben.

König Fußball• Helfen Sie mit!
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Der Rostocker Bote ist ein 
regionales Projekt der Initita-
tive für Volksaufklärung e. V. 
und soll nun auch in der Han-
sestadt Rostock helfen, das 
etablierte Zeitungskartell um 
eine unabhängige und nicht 
käufliche Stimme zu erwei-
tern. 

Unterstützen Sie die Ver-
breitung unserer Zeitung. 

Werden Sie dauerhaft Leser 
unserer Zeitung. Für 5,00 Euro 
erhalten Sie alle Ausgaben 
eines Jahrganges direkt in den 
Briefkasten. Mit dem Restbe-
trag können wir die Auflagen-
zahl weiter steigern und noch 
mehr Haushalte erreichen. 
Außerdem können Sie auch 
größere Stückzahlen erwerben 
und in Ihrer Nachbarschaft ver-
teilen. Eine flächendeckende 
Verteilung ist derzeit nicht zu 
bewältigen. Um den Boten auf 
jeden Fall zu erhalten, sollten 
sie ihn abonnieren.

Sie haben wichtige Informa-
tionen, die an die Öffentlich-
keit gehören? Vertrauen Sie 
sich uns an und wir machen es 
publik. Treten Sie mit uns in 
Kontakt, je eher desto besser: 

Rostocker Bote
Postfach 161145
18024 Rostock

Nachrichten für Mecklenburg und Pommern
www.mupinfo.de

Werbung

· Pommersce Volk+büc
er

ei
 ·

 

Jede Spende hilft!

Jede Spende, auch Buchspenden, hilft, beim Aufbau der 
ersten öffentlichen, freien und deutschfreundlichen 
Volksbücherei.

Treten Sie mit uns in Verbindung!
c/o PF 161145, 18024 Rostock

Freundeskreis Volksbücherei
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